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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 5 R 48/10 B 
 
L 1 R 134/08 (Schleswig-Holsteinisches LSG) 
S 17 R 339/07 (SG Kiel) 
 
 
 
………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Nord, 
Ziegelstraße 150, 23556 Lübeck, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. März 2010 durch den 

Richter   Dr.  B e r c h t o l d  - Vorsitzender -,  die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r  

und den Richter   K a r m a n s k i  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 28. Oktober 2009 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beteiligten streiten in der Hauptsache um eine Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen. Zulassungsgründe sind nicht ordnungsgemäß dargetan worden 

(§ 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz <SGG>). 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, 

- wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

- wenn das Urteil von einer Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG), des Gemeinsa-

men Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfas-

sungsgerichts (BVerfG) abweicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

- wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene 

Entscheidung beruhen kann (aaO Nr 3 1. Halbsatz). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 Satz 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 Satz 3 SGG zu verwerfen. 

 

Der Kläger beruft sich zunächst auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung. Eine 

Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die 

über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, 

weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebe-

gründung nicht gerecht. 
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Der Kläger hat zwar die "Rechtsfrage" formuliert, 

 "ob Versicherte bei denen zwar ein Restleistungsvermögen von 6 Stunden festgestellt 

wurde, bei denen aber zeitgleich eine Vielzahl von besonderen, qualitativen Einschrän-

kungen (vgl. Seite 32 des Gutachtens des Sachverständigen Dr. L.              vom 

29.9.2009) vorliegen, auf die Tätigkeit eines "Versandfertigmachers" verwiesen werden 

kann." 

 

Es kann vorliegend offen bleiben, ob der Kläger damit tatsächlich eine hinreichend konkrete 

Frage zum Anwendungsbereich einer revisiblen Rechtsnorm formuliert hat. Jedenfalls fehlt es 

nämlich an ausreichenden Darlegungen zur - fortbestehenden - Klärungsbedürftigkeit der mit 

der Beschwerde angesprochenen Problematik. Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürf-

tig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt 

oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch 

dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht bzw das BVerfG diese zwar noch nicht ausdrück-

lich entschieden hat, jedoch schon eine oder mehrere höchstrichterliche Entscheidungen 

ergangen sind, die ausreichende Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als 

grundsätzlich herausgestellten Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8). Im 

Hinblick hierauf muss in der Beschwerdebegründung unter Auswertung der Rechtsprechung 

des BSG zu dem Problemkreis substantiiert vorgetragen werden, dass das BSG zu diesem 

Fragenbereich noch keine Entscheidung gefällt oder durch die schon vorliegenden Urteile die 

hier maßgebende Frage von grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet hat 

(Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 5. Aufl 2008, Kap IX 

RdNr 183 mwN). Hieran fehlt es selbst ansatzweise. Die Beschwerdebegründung lässt jede 

Auseinandersetzung mit der umfangreichen Rechtsprechung des BSG zur Summierung von 

Leistungseinschränkungen und zur Frage der Verweisbarkeit vermissen. 

 

Der Kläger behauptet darüber hinaus den Zulassungsgrund der Divergenz. Divergenz iS von 

§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, die zwei 

Entscheidungen zu Grunde gelegt worden sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur dann in 

Betracht, wenn das Landessozialgericht (LSG) einen tragenden abstrakten Rechtssatz in 

Abweichung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann vor, wenn die 

Entscheidung des LSG nicht den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, sondern erst, 

wenn das LSG diesen Kriterien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe entwickelt hat. 

Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtübereinstimmung im 

Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Darüber hinaus 

verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der Abweichung 

beruht. Bezogen auf die Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass die 

Beschwerdebegründung erkennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der 

höchstrichterlichen Entscheidung enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene 
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Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das 

Revisionsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem künftigen Revisionsverfahren 

seiner Entscheidung zu Grunde zu legen haben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 

§ 160a Nr 34 S 72 mwN). 

 

Die Beschwerdebegründung wird auch diesen Darlegungserfordernissen nicht gerecht. Der 

Kläger benennt bereits keinen eigenen Rechtssatz des LSG, den dieses den von ihm 

angeführten Sätzen des BSG entgegengestellt haben könnte. In der allein behaupteten 

falschen Rechtsanwendung im Einzelfall ("Nichtbeachtung") kommt ein eigener Rechtssatz des 

Berufungsgerichts nicht zum Ausdruck (vgl im Einzelnen BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26). 

 

Soweit sich der Kläger schließlich sinngemäß auf einen Verfahrensfehler beruft, den er darin 

sehen will, dass der Sachverständige Dr. L.                "von vornherein befangen" war, fehlt es 

zur schlüssigen Bezeichnung eines Verfahrensfehlers ua schon an Ausführungen dazu, dass er 

gegen den Sachverständigen ein Ablehnungsgesuch angebracht hat und der Beschluss über 

die Zurückweisung dieses Ablehnungsgesuchs nicht nur fehlerhaft, sondern greifbar 

gesetzwidrig und damit willkürlich ist (vgl BSG vom 5.8.2003, SozR 4-1500 § 160a Nr 1). 

 

Mit Angriffen gegen die Richtigkeit der Berufungsentscheidung kann der Kläger im Verfahren 

der Nichtzulassungsbeschwerde nicht gehört werden. Er verkennt insofern, dass eine sachliche 

Überprüfung grundsätzlich erst nach zulässiger Einlegung der durch Zulassung statthaften 

Revision durch das BSG als Revisionsgericht in Betracht kommt. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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